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Unterabteilung E A Bonn, den 9. April 1970 

Interner Kurzbericht über die zweite Sitzung 
der "Werner-Gruppe" in Brüssel am 7» Anril 1970 

Verlauf der Sitzung 

Der Präsident stellt einleitend fest, daß sowohl das Papier 
der Kommission über den Endzustand der Virtschafts- und 
Währangsunion als auch die Papiere von Baron Ansiaux, 
Professor Stammati und Staatssekretär Dr. Schöllhorn recht­
zeitig eingetroffen seien. Die Ausarbeitung von Herrn 
Clappier sei zwar angekündigt aber bisher noch nicht einge­
troffen. (Inoffiziell war zu erfahren, daß die Verzögerung 
des Clappier-Papieres damit zusammenhängt, daß dieses Pa­
pier ..offenbar zunächst der französischen Regierung vorge­
legt v;erden mußte.) 

Staatssekretär Schöllhorn kritisierte die Tatsache, daß 
nach der letzten Sitzung eine Eeihe von sehr ausführlichen 
Pressemeldungen erschienen seien, obwohl man sich über den 
vertraulichen Charakter der Sitzungen verständigt habe. 

Wie in einer holländisch-deutschen Voi-besprechung verein-
barbj*iw«fg Staatssekretär- Brouwers vor, das belgische Papier 
zur Grundlage für die weiteren Arbeiten zu machen. Gegen 
diesen Vorschlag wurden zwar sowohl von Stammati als auch 
von Ol appi zunächstEinwände erhoben; im weiteren Verlauf 
der Sitzung fand er jedoch wachsende Zustimmung. 

Dr. Schöllhorn verwies vor allem auf die Bemerkungen in 
Anlage I -des belgischen Papiers. Dort heißt es u.a.: "Die 
währungspolitische Integration könnte eine unzureichende 
Koordinierung der Wirtschafte- und Haushaltspolitik nicht 
lange überdauern". ...»Infolgedessen ist es wichtig, daß 
durch Koordinierung der:Wirtschaft- ~>™A iim^p^^^rmn^^+^k 

die Hotwendigkeit schwindet, unterschiedlichen Gebrauch 
von einzelstaatlichen Instrunenten der Währungspolitik zu 

machen." Biese Bemerkungen gingen eindeutig von der richti-
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gen Philosophie aus. In dem belgischen Papier seien, vor 
allem die awel entscheidenden Kernpunkte herausgestellt: 
Die Harmonisierung der Geld- und Kreditpolitik einerseits 
und_der_FinanÄpolitii: incl* de^j^pbalenj^^ 
andererseits, in beiden Bereichen müsse das Konsnltations-
yerTahren sohrittweise durch die .Annahme von Empfehlungent 

öpäterJSicktlinien und^noch später ifotgcheidunRen^ausge-
baut werden. Bei der Finanzpolitik gehe es allerdings 
nicht nur um die J^rSBeder fflnanaierimgsdef leite, sondern 
«ach um dl* gatwicklung des Volumens der öffentlichen 
Auagaben und die Eelationen swisehen luvestitIons- und 
Konsuaausgaben. 

Stammatj verlangte, daß die Vorschläge von Baron Ansiaux 
aunäohst noch konkresitiert und die verwandten Begriffe 
geklärt werden sollten* 

BrouwerB unterstützte diesen Vorschlag von Stamaati* Babel 
stellte er die wichtige Generalthese auf, daß eine Aufgabe 
nationaler Befugnisse nur dann zu verantworten sei, wenn 
es gleichseitig zu einem äquivalenten Ausbau der Gemein­
schaft sbofugnießö komme. 
D o r Präsident lenkte die Biskuasion auf das bis dahin 
nicht behandelte Papier der Kommission über den iäadzustand 
der Wirtschafte- und Vänrungsunion. Kos'fta erläuterte das 
sehr allgemein gehaltene Kommissionsdokwment. Er betonte, 
daß nach seiner Auffassung eine detaillierteJ^achreibung 
des Endzustandes gegenwärtig nicht möglich sei* Er halte 
nach wie vor eine Konsentration auf die erste Stufe für 
notwendig» 

Br. Schollhorn stellte fest, daß das Kommlssionspapler 
eigentlich die schwierigen Funkte umgangen habe* Erhalte 
eine Klärung von drei Fragenkomplexen für unerläßliche 
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1. Welche Bereich« der Politik müesen harmonisiert bzw. 
vereinheitlicht werden? 

2. Wie weit ist innerhalb dieser politischen Aktionsbe­
reiche eine Harmonisierung bzw. Vereinheitlichung 
notwendig? 

3* Welche institutionellen Regelungen sind notwendig? 

Zu grafte 1» 
Einbezogen werden müßten vor allem folgende Bereiche: 
- Konjunkturpolitik (interne Geld- und Kreditpolitik, 

Budgetpolitik in den Eckwerten, Steuerpolitik als 
Ablaufpolitik, Einkommenspolitik) 

- mittelfristige Wirtschaftspolitik (Sieliiarmonieierung, 
Harmonisierung der Strukturpolitik incl. der Subven­
tionspolitik) 

Außenwirtschaftspolitik Incl* externer Währungspolitik* 

Pur die Harmonisierung dieser Politikbereiche sei in ge­
wissem umfang auch eine Harmonisierung der Ordnungspolitik 
notwendig. 

Zu Frage 2t 

Hinsichtlich des Ha*tei^der_B^ Vereinheit­
lichung gebe es minimalrund auch optimalL5sungen« Sicher 
selT^eSöch^-ö^n^s~entliche üJsile der bisherigen nationalen 
Befugnisse auf die Gemeinschaft übertragen werden müßten* 
Er erinnerte in diesem Zusammenhang an das Subsidlarjtäta-
' prlnsip und an da^_Prinaip der bunflejastaatllchen Ingereng 
and verwies dabel_auf_dle deutschen^^f^ffungen. Für das 
Endstadium der Wirtsohafts- und W&hrungsunion sei nach 
seiner Meinung zumindest für den Bereich der Budgetpolitik 

/jund der Geläpoll^ 
' / (mit Mehrheit sent Scheidungen) und für Teilbereiche auch 
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gejmeinsamef Entscheidungen, notwendig. Selbstverständlich 
gehörten im VälunzngsDereicli dann daau auch garantiert« 
Kurse und ©ine Jtoservepoolung. 

Zu 7ras:e 3 t 

Hach »einer Auffassung seien vor allem folgende Gemein­
schaft sorgana notwendig: 

- Federal-reserve-board (dabei Regelung des Verhältnisses 
2 wischen Hinist errat und Botenbanken) 

- europäischer Koajunkturrat (Wirtsohaftsninißter zusam­
men mit den Kotenbankgouvsrneuren) 

- evJl^jattchEaropäißcher ffl&anzrat für die».mittel» 
fristige Finanzplanung (insbesondere Finanzaainister) 

- direkt gewähltes Europaparlament mit wesentlichen 
wirtschafte- und finanzpolitischen Befugnissen« 

Diese längeren Ausführungen von Dr. SchSllhorn wurden voll 
unterstütst von Professor Brouwers« der mit Nachdruck auf 
die richtige Reihenfolge zwischen Wirt Schafts- und Währungs­
politik hinwies. Die äußere Wührungspolitik müsse in ihrer 

ß Abhängigkeit von der inneren Geld- und vor allem auch 
Budgetpolitik gesehen werden. Für diese Bereiche süsse es 
entsprechende kommunitäre Filhrungsorgane in der Endstufe 
geben. Selbstverständlich mißten diese auch Parlament arisch 
kontrolliert werden. Bei der Budgetpolitik komme ee seiner 

,'Jgeijiuns aaoh insbesondere auf dieJEkr^nialerung 
^ slerjnissß^deBrm;~weil"iuf diese Weise die Kapitalaarkt-
mlttel für die private Wirtschaft beschränkt würden. 
Brouwers verwies im übrigen erneut auf die Bedeutung einer 
Harmonisierung der Subventionspolitik. 

des 
Stammati verwies insbesondere auf die Bedeutung ttxsaat Ge­
meinschaft sbudgets für die Eon^unktursteuerung hin. Kit der 
Auflösung der Währungsgrenzen sei ein Finanzausgleich un­
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ausweichlich notwendig, um die unterschiedlichen Strukturen 
auszugleichen. In diesem Zusammenhang stellte er die Frage, 
wieviel Abwertungen wohl für eine Segion wie Sizilien 
notwendig seien, um ihre Wettbewerbsfähigkeit herzustellen. 
Deshalb sei ein regionaler Finanzausgleich unausweichlich 
notwnaäig. Han solle ernsthaft überlegen, ob nicht die 
Mehrwertsteuer evtl. Insgesamt eine Gemeinschaftssteuer 
werden könnte. Auf diese Weise werde auch das Problem des 
steuerlichen Grenzausgleichs und damit die Frage nach dem 
Ursprungs- oder Beatimmungslan&^-r Prinzip hinfällig. Die 
Historie habe gezeigt, daS sich in allen bundesstaatlichen 
Ländern eine Entwicklung vom horizontalen zum vertikalen 
Finanzausgleich abzeichnet. Bei den wirtschaftspolitischen 
Sielen für die Globalsteuerung gebe es bisher noch erheb­
liche Prioritätsunterschiede« Zwar könne man sich durchaus 
auf einen gemeinsamen Katalog der Ziele einigen, die Unter­
schiede seien jedoch in den Präferenzen unverkennbar. Was 
die währungspolitischen Instrumente angehe, so sei eine 
sukzessive jBinschrSnkung der Bandbreiten für die Harmoni­
sierung der Wirtsehafts- und Finanzpolitik nützlich. Ebenso 
müsse der Reservefonds schon in einem relativ frühen Sta­
dium begonnen und dann stufenweise ausgebaut werden. 

17ach der Mittagspause wurde zunächst das Chema Haushalts­
politik eingehend diskutiert. 

Dr. Schöllhora schlug ein Vorgehen in drei Phasen vor. 
Zunächst müßten effektive und obligatorischeJforkonsult a-
.tionen eingeführt ""werden. In einer zweiten Phase kaanos müsse 
manHiich'daäi^ gemeinsamen ßiohtlinien über denAnleihebedarf, 
die Volumenentwicklung des öjfontlichen^^ 
und d£V Skonomi sehe JBtxuktur unterwerfen. In der Schluß­
phase könnte dann auch an eine ürvieiterung des Gemeinschafts-
haushaltes oder auch an ein horizontale« Finansauagleicha-
system gedacht werden. 
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Stammati verwies erneut auf den Zusammenhang swisehen 
Währungspolitik und Haushaltßpolitik. Je mehr die Grenzen 
im WährunEsbereich abgebaut würden, umso stärker müßten 
die regionalen Ungleichgewichte durch haushaltspolitische 
Maßnahmen ausgeglichen werden. Die Hauptverantwortung 
liege dabei beiia öemeinschaftshaushalt. Hinsichtlich der 
für den iSndzustand zu xrählenden Haushaltsstruktur könne 
die Situation in Bundesstaaten wie die Bundesrepublik, 
USA und Schweiz als Vorbild genommen werden. 

Der Präsident unterstrich die Hotwandigkeit eines budge-
tären Ausgleichs, der allerdings in der Perspektive des 
Jahres 19^0 gesehen werden müsse. i£r erinnerte in diesem 
Zusammenhang jedoch an die bereits laufenden Bemühungen 
zur Reform des Sozialfonds. 

. Brouwors hält die Rolle des Gemeinschaftsbudgets für die 
Sicherung des ökonomischen Gleichgewichts in der Gemein­
schaft für recht beschränkt. Ifach seiner Keinung muß das 
Hauptgewicht bei der Koordinierung und Harmonisierung 

L\ der nationalen Haushalts- und Kreditpolitik liegen. 

Im Verlaufe der weiteren Diskussion schlug Baron Ansiaux 
vor, daß Herr Dr. 3ehöl^ojrn_seine erfsänsenden Ausführun-
gen zu dem Papier der Kommission zu Papier bringe und "sie 
dem Ausschuß in einer ausführlicheren Form in der nächsten 
gitzung vorlege.(Dieser Vorschlag war zwischen Brouwers, 
Schöllhorn und Anaiaux abgesprochen. Kit diesem Papier 
sollen unsere Vorstellungen formuliert und als Grundlage 
für den zu erstellenden Bericht eingebracht werden.) 

Zum Shema Kreditpolitik erläuterte B^ron Ansiaux seine 
* Vorschläge und verwies dabei insbesondere auf die Notwen­

digkeit einer engen Äbstiismung zwischen der Geld- und 
Kreditpolitik einerseits sowie der Finanzpolitik anderer­
seits. Üa diese Abstimmung zu erreichen, sei eine Harmo­
nisierung der ZielvorStellungen sowohl zwishen den Mit-
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gliedsländera als auch zwisehen den verantwortlichen. In* 
stanzen notwendig. 

Zum l'hema Bandbreit enverengun^ ergab sich eine einsehende 
Diskussion über die Vor- und Kachteile einer solchen Maß­
nahme. AnaiauJt erklärte, daß eine Bandbreiten Verengung 
in einem Prühstadium für die weitere Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitik seines Erachtens keinen wesentlichen 
Vorteil bringe. Die Einführung einer solchen Haftnahme 
müsse sehr sorgfältig mit dem wirtschaftspolitischen Har-
monisierungsproaeß abgestimmt werden» Vor allem müsse der 
polltische Wille für eine finanzielle Solidarität gegeben 
sein. Bei einer Bandbreitenverengung sei die Einrichtung 
eines Devisenausgleichsfonds notwendig, in den ein Seil 
der Devisenreserven eingeführt werden müssen. Für die 
Entwicklung eines Gemeinsamen Marktes sei ein solcher 
Devisenausglelohsf onds sowie die Bandbreitenverengung 
durchaus förderlich. 

Clappier unterstützte gerade die letzte Bemerkung von 
Ansiaux sehr. Die Vorteile einer ..Bendbreitenverengung 
sah er insbesondere in folgenden Punkten. 

- Stärkerer Zwang zur Zusammenarbeit der Notenbanken. 

- Aufleuchten eines Alarmsignals bei drohfinden Un­
gleichgewichten (Kontenstand beim Devisenausgleichs­
fonds als Gradmesser), 

- nützlich wäre es, mit einem solchen fonds bereits 
Erfahrung zu haben, wenn vom IWF her sich die tfrage 
einer weltweiten Bandbreitenerweiterung stelle und 
die Gemeinschaft einen solchen Schritt nicht mitmache. 

- Positiv sei nach seiner Helnung auch die psychologi­
sche Wirkung (Hinweis auf die bisher doppelt so 
großen Schwankungen zwischen den ElVG-üindern als 
im Verhältnis zum Dollar). 
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Olappier gab zu, daß eine Bandbreitenvaremgung technisch 
nicht gerade leicht sei. In der notwendigen Überwindung der 

Schwierigkeiten sah er jedoch eine Chance für die Zusam­
menarbeit der Notenbanken. 

Ansiaux verwies anschließend darauf, daß bei der Ein­
richtung eines Devisenausgleichsfonds auch die Definition 
einer gemeinsamen Bechnungseinheit für alle Gemeinschafts-
aktIonen möglich sei und daß man dann nicht mehr an den 
Dollar gebunden sei. Außerdem wären die EWG-Kitglieds­
länder im falle einer solchen engen Zusammenarbeit auch 
ein kompetenterer Gesprächspartner für die Währungsb ehörden 
In den USA hineicht lieh des Themas 2uro-Dollar. 

Brouwers undSchöllhorn verwiesen noch einmal auf die 
notwendige Voraussetzung für eine solche währungspoliti­
sche Bindung» die Konstituierung kommunltärer Autoritäten. 

Ha Mißverständnisse auszuschließen betonte Ansiauig noch 
einmal» daü er eine Bandbreitenverengung in der ersten 
Phase nicht für möglich halte. Ohne absolute Wechselkurs-
garantie bleibe außerdem das Problem der Terminechwankun-
gen. Kosfca erklärte sich mit der These, daß ohne eine 
erfolgreiche wirtsohaftspolitische Zusammenarbeit eine 
währungepolitlache Zusammenarbeit auf Sauer nicht möglich 
sei, einverstanden« Er glaube auch, daß man mit einer 
Beseitigung der Bandbreiten noch lange warten solle. Bas 
gelte jedoch nach seiner Keimung nicht für ein« stufen­
weise Verengung. Ben Vorteil einer solohen Verengung 
der Bandbreiten sehe er in einer stärkeren Integration 
der Jftnanzmärkte. Vor allem sei eine Bat Scheidung not­
wendig, wenn der IWJ1 zu einer Bandbreitenerweiterung auf 
2 % übergehe, da die Eonsequenz für die Gemeinschaft 
dann eine ßohwankungsbreite von S % sei. 

Brouwers schlug vor, die Beaktion auf einen evtl. IWtf-
Beschluß jetzt nicht hier zu behandeln sondern zu gege-

«. 9 -
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bener Zeit in Wänrungsausschuß. Für ihn sei nach wie vor 
wichtig, daß eine Bandbreitenverengung nicht vor njam 
Installierung einer wirksamen Gemeinschaftskompetenz 
Inf rage komme. 

Zum Thema Kapitalmarkt verwies Ansiaux mit Unterstützung 
fast aller Mitglieder auf die notwendige Verabschiedung 
der dritten Richtlinie. Sine Liberalisierung des Kapital­
marktes erfordere jedoch auch die Inotitutlonalisierung 
einer gemeinschaftlichen Kontrolllnstanz. Dr.ti Sohöllhorn 
bezeichnete die Kapitalmarktfrage als ein Prüfstein für 
die Bereitschaft zur Harmonisierung. Selbstverständlich 
Küßten die Portschritte bei <fer Kapitalmarktliberalisierung 
im Zusammenhang mit den fortschreitenden Erfolg bei der 
Harmonisierung der Wirtschaftspolitik gesehen werden. 
Erstaunlich war in diesem Zusammenhang, daß Clappler 
(der sich nur in sehr geringem Umfang an der Bißkussion 
überhaupt beteiligt hatte) in dieser Frage sowohl Baron 
Ansiaux als auch Herrn Br. Schollhorn voll zustimmte. 
Bas bisherige Schicksal der dritten Richtlinie sei äußerst 
traurig. .Sr sei sich bewußt, daß die französische Haltung 
hier im wesentlichen blockiert habe. Er hoffe sehr, daß 
es gelinge;,, diese Blockade bald zu überwinden. 

Hinsichtlich dea weiteren Verfahrens schlug der Präsident 
von Er selbst werde zusammen mit dem Sekretariat einen 
Synthesebericht erstellen, der die wesentlichen Ergebnisse 
der heutigen Diskussion zusammenfasse. Herr Dr. Sohöllhprn 
werde gebeten* seinen^Sxiiusiiojisbeitrag in ausführlicherer 
schriftlicher Form vorzulegen. 

Diesem Verfahrensvorsohlag stimmte die Gruppe zu« 

Für die nächsten Sitzungen wurden folgende Termin festge­
legt» 
50. April 1970 , Horn (Beginn 9^° Uhr) 
14. Kai 19?0 , Luxemburg 
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Außerhalb der Sitzung wurde für den 29. April eine 
Vorbesprechung zwischen der deutschen, belgischen und 
holländischen Seite in Rom vereinbart (Grand-Hotel» Som) • 

Zusammenfassende Gesamtbeurteilung 

Die Diakussion In dieser zwsiten Sitzung war insgesamt 
viel konzentrierter und präziser. Es stellten sich in 
der Diskussion auch jetzt in größerem Umfang als bisher 
Gemeinsamkelten heraus. Nach wie vor bestehen jedoch 
deutliche Unterschiede in folgenden zwei Themen. 

\ - Reihenfolge des Verhältnisses von wirtschafts- und 

- Bereitschaft, den Zusammenhang zwischen wirtschafts-
und währungspolitischer Zusammenarbeit einerseits 
und Schaffung kommunltarer politischer Institutionen 
andererseits deutlich anzuerkennen. 

In dem ersten Funkt ist die belgische Seite jedoch ziem­
lich weit inzwischen auf unseren Kurs angeschwankt. In 
dem zweiten (besonders von holländischer Seite immer 
wieder betonten) Punkt eines weiteren Ausbaus der kommu-
nitären Instanzen scheuen, sich offensichtlich die Kommis­
sion und auch die französische Seite, dieses Thema klar 
und deutlich anzusprechen. 

währungspolitischer Zusammenarbeit 

(Dr. Tietmeyer) 
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